
streng überwachen müssen. Auf dem Durchschlag war 
von Baesler „Wiedervorlage zum 15. April 1948“ ver­
fügt worden. Baesler hat aber die Frist von einem 
Monat nicht wahrgenommen und die Verfügung der 
Wiedervorlage nicht beachtet. Der Durchschlag wurde 
unerledigt im Büro der Abteilung Bankenaufsicht des 
Ministeriums gefunden. ...

Es ist hier aber noch ein Zusammenspiel Moogs mit 
der Landesbank festzustellen. Die Deutsche Wirtschafts­
kommission hatte nicht zu Unrecht beanstandet, daß 
private Treuhandgesellschaften zu Überprüfungen von 
Landesbanken herangezogen worden waren. Das war 
nun ein willkommener Anlaß, die Prüfung der Deut­
schen Treuhandgesellschaft abzubrechen, wobei noch 
hinzukam, wie dem Schreiben vom 16. März 1948 zu 
entnehmen ist, daß die Prüfung nicht zu Ende geführt 
werden konnte, weil die Landeskreditbank die Unter­
lagen nicht zur Verfügung gestellt hatte. Soweit aber 
Prüfungsergebnisse Vorlagen, brauchten keine Bedenken 
zu bestehen, diese zu benutzen und unter Benutzung 
der Beanstandungen weitere kontrollierende Maß­
nahmen zu treffen. Baesler äußerte aber, wie er angibt, 
gegenüber Moog Zweifel an der Möglichkeit, die Prü­
fungsergebnisse auszunutzen. Diese Zweifel griff nun 
Moog, der wie Toelle darauf eingestellt war, allein die 
Interessen der Bankkundschaft aus der früheren Zeit 
wahrzunehmen und besonders die privaten Unter­
nehmer zu begünstigen, gerne auf. Er sprach dann 
offenbar, wie Baesler ausgesagt hat, mit Gärtner und 
kam zu dem Ergebnis, daß die Revision nicht in Gang 
gehalten werden könnte und auch die Berichte der 
Treuhandgesellschaft nicht verwertet werden dürften. 
So kam es also zu dem Schreiben vom 16. März 1948, 
das im Wesen nichts anderes war als eine Methode, 
die ganze durch die Revision der Treuhandgesellschaft 
eingeleitete Überprüfung wieder zu Fall zu bringen 
und schon vorhandene Teilergebnisse zu beseitigen. 
Dieses Konspirieren Moogs mit der Bank, von deren 
Seite aus sich Anke noch mit Toelle besprach, ist 
letzten Endes die Erklärung dafür, daß man die Ver­
fügung vom 16. März 1948 sowohl bei der Bank als 
auch bei der Abteilung Bankenaufsicht des Ministe­
riums nicht durchführte und damit endgültig die seit 
1946 geforderte Überprüfung der Zwischengeldrechnung 
zu Fall brachte. ...

4. Nach dem Eingang des Berichts der Deutschen 
Treuhandgesellschaft über die Prüfung der Zwischen­
guthaben in der Filiale Weimar hätte der Angeklagte 
Anke dafür Sorge tragen müssen, daß die beanstan­
deten Beträge ohne Verzögerung zurückgebucht und 
von den betreffenden Kunden eingetrieben wurden.

Stattdessen begann der Angeklagte Wiessner im 
Einverständnis mit dem Angeklagten Anke eine lang­
wierige Auseinandersetzung über die Richtigkeit des 
Prüfungsergebnisses. ...

Er blieb dabei, daß nur ein Betrag von rd, 630 000 RM 
als Zwischenguthaben fälschlich anerkannt werden 
könne und wieder abzuerkennen sei.

Zusammen mit Anke wies er am 11. Mai 1948 die 
Buchhaltung an, diese Beträge zurückzubuchen und die 
Kundschaft von der geschehenen Ausbuchung in Kennt­
nis zu setzen. Diese Arbeit hatte der damit beauf­
tragte Zeuge Beyer bereits am 25. Mai 1948 beendet. 
Die fertiggestellten Schreiben vom 25. Mai 1948 wurden 
von Beyer unterzeichnet und sollten noch von dem 
leitenden Angestellten der Filiale Weimar, dem Zeugen 
Gerstner, mitunterzeichnet werden. Dieser verweigerte 
jedoch die Unterschrift mit der Begründung, daß er 
mit der Kundschaft die Angelegenheit auszutragen und 
große Unannehmlichkeiten zu erwarten habe. Er ver­
wies Beyer an den Angeklagten Anke. Beyer wandte 
sich auch an Anke. Dieser erklärte ihm, daß die Rück­
buchungen der fälschlich anerkannten Zwischengut­
haben vorläufig zurückzustellen seien. Beyer suchte 
später nochmals Anke und Gerstner auf, wies auf die 
Notwendigkeit der Rückbuchungen hin und bat um 
die erforderliche zweite Unterschrift. Auch jetzt er­
klärte ihm Anke wieder, daß die Rückbuchungen nicht 
durchzuführen seien. Schließlich hat Beyer am Tage 
der Währungsreform Anke nochmals wegen der Unter­
schriften angegangen. Auch diesmal hat Anke — unter 
Hinweis auf eine kommende Aufwertung von Altforde­
rungen — die Unterschriftsleistung und Durchführung 
der Buchung abgelehnt und damit verhindert. ...

Der Angeklagte Baesler hat in der Hauptverhand­
lung zugegeben, daß ihm bekannt gewesen sei, wie eng 
Gärtner mit dem Angeklagten Moog befreundet war 
und daß er befürchtet habe, seine Stellung zu verlieren, 
wenn er der Landesbank gegenüber die Angelegenheit 
bis zur Endkonsequenz durchgeführt hätte. ...

Der Angeklagte Baesler wird dadurch nicht entlastet, 
daß der Angeklagte Moog als Minister sein Vorgesetzter 
war. Baesler konnte sich an die Kanzlei des Minister­
präsidenten des Landes Thüringen oder an diesen 
selbst wenden, dort seine Wahrnehmungen vortragen, 
die er im Verkehr mit der Landeskreditbank gemacht 
hatte, und um Abhilfe bitten. Dies hätte er umso­
mehr tun müssen, als Baesler wußte, daß die Aufsicht 
über die Landesbank bis zum Jahre 1948 dem Minister­
präsidenten zustand und nur von ihm auf den Finanz- 
minister übertragen worden war. Er konnte sich aber 
auch nach 1948 ohne weiteres an den Ministerpräsi­
denten wenden. Baesler hätte sich aber auch an die 
Deutsche Wirtschaftskommission, mit der er in seiner 
Stellung dienstlich viel zu tun hatte, mit Vorstellungen 
und Mitteilungen über die vollkommen unzureichende 
Besetzung der Abteilung Bankenaufsicht und das offen­
sichtlich verbrecherische Treiben Moogs und der Direk­
toren der Landesbank wenden können und sollen. Auch 
der Landeskommission oder der Zentralen Kommis­
sion für Staatliche Kontrolle wäre er nach der An­
ordnung der Deutschen Wirtschaftskommission vom 
1. September 1948 über die Tätigkeit der Zentralen 
Kommission für Staatliche Kontrolle und der Landes­
kommissionen für Staatliche Kontrolle, besonders nach 
§11 der dort enthaltenen Richtlinien für die Tätigkeit 
dieser Kommissionen verpflichtet gewesen, seine Be­
obachtungen zu melden.

An den Unterlassungen der Abteilung Bankenauf­
sicht trägt aber nicht nur der Angeklagte Baesler die 
Schuld. Hierfür ist in erster Linie der Angeklagte Moog 
verantwortlich, der es absichtlich unterlassen hat, die 
Abteilung so einzurichten, daß sie ihren gesetzlichen 
Verpflichtungen nachkommen konnte, und mit den Di­
rektoren der Landesbank besonders in der Angelegen­
heit der Zwischenguthaben verbrecherisch zusammen­
gespielt hat, um die generell angeordnete Überprüfung 
und Berichtigung zu verhindern. ...

Hervorzuheben ist noch, daß auch der Sachverstän­
dige Staatssekretär Rumpf zutreffend ausgeführt hat: 
Zu der Zeit, in der die Angeklagten die Zwischen­
geldguthaben falsch behandelten, war für sie weder 
Zeitpunkt noch Umfang oder irgend ein anderer Be­
standteil der Währungsreform erkennbar. Erfahrungs­
gemäß und auch für die Angeklagten erkennbar spielt 
bei allen finanzpolitischen und wirtschaftlichen Maß­
nahmen der Zeitpunkt ihrer Durchführung eine wesent­
liche Rolle. In der Zeit unmittelbar nach dem Zusam­
menbruch, in der schwierigsten Zeit des Wiederaufbaues 
war es von erheblicher Bedeutung, ob Zwischengeld­
guthaben anerkannt wurden oder nicht. Die unberech­
tigte Anerkennung von Zwischenguthaben — das ist 
allen Bankleuten eindeutig klar — bedeutet schließlich 
nichts anderes, als die unberechtigte Aufrechterhaltung 
von Kaufkraft, die aus der Zeit der nazistischen Wirt­
schaft herrührt, die sich aber auf Waren und Güter 
bezieht, die nach der Kapitulation erst geschaffen wer­
den mußten................

Die Angeklagten Moog, Anke, Wiessner und Baesler 
haben mit den vorstehend bezeichneten Handlungen 
und Unterlassungen die auf Berichtigung der Zwischen­
geldrechnung und damit überhaupt die auf Sicherung 
der neuen demokratischen Finanzwirtschaft zielenden 
Maßnahmen durchkreuzt und somit gegen den Befehl 
Nr. 160 der SMAD verstoßen.

III. Finanzierung von Kriegsverbrechen auf Kosten 
des Volkes1)

IV. Gesetzwidrige Abgabe von Wertpapieren 
und gesetzwidriger Wertpapierhandel

1. Aus dem Befehl Nr. 01 der SMAD vom 23. Juli 
1945, durch den die Nichterneuerung der alten Banken 
angeordnet und diesen jede Tätigkeit untersagt wurde, 
ergab sich, daß jede Verfügung über die bei alten

J) Dieser Abschnitt des Urteils ist hier nicht abgedruckt, weil 
er in dem Aufsatz von S c h u m a n n  „Zum Moog-Prozeß“ in 
NJ 1951 S. 111 ff,, dem Urteil entsprechend behandelt worden ist.
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